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Bonn, den 8. Mai 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzabkom- 
men vom 10. April 1969 zum Abkommen vom 
22. Dezember 1966 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich 
über Soziale Sicherheit und zu der Zusatz- 
vereinbarung vom 10. April 1969 zu der Ver- 
einbarung vom 22. Dezember 1966 zur Durch- 
führung des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Soziale Sicherheit 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Text des Zusatzabkom- 
mens nebst Anlage und der Zusatzvereinbarung sowie die 
Denkschriften hierzu liegen diesem Schreiben bei (Anlage 1), 

Die Bundesregierung hat die Vorlage als besonders eilbedürftig 
bezeichnet. Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 338. Sitzung am 9. Mai 1969 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goelhestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Zusatzabkommen vom 10. April 1969 
zum Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Soziale Sicherheit 

und zu der Zusatz Vereinbarung vom 10. April 1969 
zu der Vereinbarung vom 22. Dezember 1966 
zur Durchführung des Abkommens 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Wien am 10. April 1969 Unterzeichneten 
Zusatzabkommen zum Abkommen vom 22. Dezem- 
ber 1966 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Soziale Sicherheit 
sowie 

der in Wien am 10. April 1969 Unterzeichneten Zu- 
satzvereinbarung zu der Vereinbarung vom 22. De- 
zember 1966 zur Durchführung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Soziale Sicherheit. 

wird zugestimmt. Das Zusatzabkommen und die Zu- 
satzvereinbarung werden nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Soweit der deutsche Träger der Rentenversiche- 
rung für Zeiten vor dem 1. Januar 1967 Leistungen 
nach den Grundsätzen der Ziffer 19 Buchstabe b des 
Schlußprotokolls zum Abkommen erbracht hat, hat 
es dabei sein Bewenden. 

Artikel 3 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Liste der Grenz- 


gemeinden (Anlage zum Abkommen) zu ändern, so- 
weit die nach Artikel 1 Nr. 4 des Abkommens zu- 
ständigen Behörden nach der Ziffer 1 Buchstabe a 
des Schlußprotokolls zum Abkommen Änderungen 
der Liste der Grenzgemeinden im Rahmen von Arti- 
kel 1 Nr. 5 des Abkommens gemeinsam vornehmen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 35 des Abkommens genannten deut- 
schen Stellen können zur Vorbereitung ihrer im 
Einzelfall zu treffenden Entscheidung die Stellung- 
nahme des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung als deutsche zuständige Behörde im Sinne 
von Artikel 1 Nr. 4 des Abkommens einholen, wenn 
Zweifel über die Anwendung und Auslegung des 
Abkommens und des Zusatzabkommens bestehen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nach 
seinem Artikel 4 Abs. 2 und die Zusatzvereinbarung 
nach ihrem Artikel 3 in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung 
bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung der für die Bundesgesetz- 
gebung zuständigen Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes, da sie sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ver- 
waltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift bildet die Rechtsgrundlage für die in 
der Vergangenheit nach den Grundsätzen der Zif- 
fer 19 des Schlußprotokolls zum Abkommen bereits 
vorgenommenen Rentenzahlungen. 

Zu Artikel 3 

Die Liste der Grenzgemeinden kann nach der Zif- 
fer 1 Buchstabe a des Schlußprotokolls zum Abkom- 
men mit rechtsbegründender Wirkung von den zu- 
ständigen Behörden gemeinsam geändert werden. 
Eine Änderung ist nur in dem durch Artikel 1 Nr. 5 
des Abkommens festgelegten Rahmen zulässig. 
Deutsche zuständige Behörde ist nach Artikel 1 Nr. 4 
des Abkommens der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung. 


Zu Artikel 4 

Die Vorschrift soll darauf hinwirken, daß das Ab- 
kommen und das Zusatzabkommen einheitlich aus- 
gelegt und angewandt werden. Es versteht sich von 
selbst, daß eine derartige Stellungnahme nicht bin- 
dend ist. 

Zu Artikel 5 

Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung 
sollen auch auf das Land Berlin Anwendung finden; 
das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatz- 
abkommen nach seinem Artikel 4 Abs. 2 und die 
Zusatzvereinbarung nach ihrem Artikel 3 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten 
belastet. 
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Zusatzabkommen 

zum Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Soziale Sicherheit 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

höben zur Änderung und Ergänzung des am 22. Dezember 1966 geschlossenen 
Abkommens über Soziale Sicherheit — im folgenden Abkommen genannt — 
folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

1. Artikel 1 Nummer 5 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„ , Grenzgebiet' 

den entlang der gemeinsamen Grenze gelegenen Teil 
des Gebietes jedes Vertragsstaates, der im allgemeinen 
eine Tiefe bis zu zehn Kilometern hat. Die Liste der 
in diesem Gebiet gelegenen deutschen und österreichi- 
schen Gemeinden ist in der Anlage zu diesem Ab- 
kommen enthalten." 

2. Die in der Anlage zum Abkommen enthaltene Liste 
der Grenzgemeinden wird durch die in der Anlage zu 
diesem Abkommen enthaltene Liste ersetzt. 

3. Artikel 14 Absatz 3 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Artikel 4 Absatz 1 gilt nicht in bezug auf 
Rechtsvorschriften über die Gewährung von Sach- 
leistungen, solange Sachleistungen nach den Rechts- 
vorschriften des Vertragsstaates, in dessen Gebiet 
sich die betreffende Person aufhält, zu gewähren sind." 

2. Artikel 17 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 17 

Artikel 4 Absatz 1 gilt entsprechend in bezug auf 
Rechtsvorschriften, nach denen für Pensionsempfänger 
(Rentenempfänger) und Pensionswerber (Rentenbe- 
werber) die Versicherungspflicht vom Inlandsaufenthalt 
abhängt." 

5. Ziffer 1 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„1. Zu Artikel 1 des Abkommens: 

a) Die zuständigen Behörden teilen einander 
Änderungen der Bezeichnung der im Grenz- 
gebiet gelegenen Gemeinden sowie Fälle einer 
Vereinigung oder Teilung von Gemeinden mit; 
sonstige Änderungen der Liste im Rahmen von 
Artikel 1 Nummer 5 nehmen sie gemeinsam 
vor. 

b) Der in Nummer 13 angeführte Begriff „Pension" 
umfaßt nicht die Ausgleichszulage nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften." 

6. Ziffer 8 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„8. Zu den Artikeln 15 Absatz 4 und 23 Absatz 5 
des Abkommens: 

Die Bestimmungen gelten in der Republik Öster- 
reich in bezug auf die ambulante Behandlung 


durch freiberuflich tätige Ärzte, Zahnärzte und 
Dentisten nur hinsichtlich folgender Personen: 

1. Grenzgänger und ihre Familienangehörigen, 

2. Personen, die sich in Ausübung ihrer Beschäfti- 
gung im Gebiet des betreffenden Vertrags- 
staates aufhalten, sowie die sie begleitenden 
Familienangehörigen, 

3. Personen, die sich im Gebiet des betreffenden 
Vertragsstaates zum Besuch ihrer dort wohnen- 
den Familienangehörigen aufhalten, 

4. im Gebiet des betreffenden Vertragsstaates 
wohnende Familienangehörige eines bei einem 
Träger des anderen Vertragsstaates Versicher- 
ten. 

Für andere Personen gilt dabei die zwischen dem 
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche- 
rungsträger und den Ärztekammern in den Bun- 
desländern bzw. der österreichischen Dentisten- 
kammer auf der Grundlage des für die Vorarl- 
berger Gebietskrankenkasse für Arbeiter und An- 
gestellte jeweils wirksamen Gesamtvertrages 
bundeseinheitlich vereinbarte Regelung." 

7. Ziffer 9 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„9. Zu Artikel 17 des Abkommens: 

Sind in der Zeit vor dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens bei Durchführung der Krankenversiche- 
rung für Pensionsempfänger (Rentenempfänger) und 
Pensionswerber (Rentenbewerber) von den Trä- 
gern beider Staaten gegenseitig Pauschalbeträge 
gezahlt worden oder haben die Träger abweichend 
von den Grundsätzen des Artikels 14 des in Ar- 
tikel 53 des Abkommens bezeichneten Ersten Ab- 
kommens verfahren, so hat es dabei sein Be- 
wenden." 

8. Der Ziffer 19 Buchstabe b Nummer 3 Buchstabe b 
des Schlußprotokolls zum Abkommen wird folgender 
Satz angefügt: 

„Der Träger der Rentenversicherung zahlt die Rente 
frühestens für die Zeit vom 1. Januar 1967 an." 


Artikel 2 

Soweit die Anwendung der Ziffer 19 des Schlußpi oto- 
kolls zum Abkommen die Erfüllung der in Artikel 24 
Absatz 2 des in Artikel 53 des Abkommens bezeichneten 
Ersten Abkommens vorgesehenen Voraussetzungen er- 
fordert, steht der deutschen Staatsangehörigkeit eine 
andere Staatsangehörigkeit oder Staatenlosigkeit gleich. 
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Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Bundesregierung der Republik 
Österreich binnen drei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die 
Ratifikationsurkunden werden sobald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt gleichzeitig mit dein Ab- 
kommen in Kraft. 


GESCHEHEN zu Wien am 10. April 1969 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Jantz 

Für die Republik Österreich: 
Platzer 
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Liste der Grenzgemeinden 

(Artikel 1 Nummer 5) 


Bodolz 

Bösenreutin 

Ellhofen 

Harbatshofen 

Hege 

Heimenkirch 
Hergensweiler 
Lindau (Bodensee) 


Aach i. Allgäu 

Akams 

Altstädten 

Balderschwang 

Blaichach 

Bolsterlang 

Bühl a. Alpsee 

Burgberg i. Allgäu 

Diepolz 

Eckarts 

Fischen i. Allgäu 


Buchenberg 

Durach 

Kempten (Allgäu) 
Martinszell 


Buching 
Eisenberg 
Enzenstetten 
Esch ach 
Füssen 

Hopfen am See 


Ettal 

Garmisch-Partenkirchen 

Grainau 


Deutsche Grenzgemeinden 

Landkreis Lindau (Bodensee) 

Scheidegg 
Sigmarszell 
Simmerberg 
Unterreitnau 
Wasserburg (Bodensee) 
Weiler im Allgäu 
Weißensberg 
Wohmbrechts 


Lindenberg i, Allgäu 

Niederstaufen 

Nonnenhorn 

Oberreitnau 

Oberreute 

Opfenbach 

Röthenbach (Allgäu) 

Scheffau 


Landkreis Sonthofen 


Gunzesried 

Hindelang 

Immenstadt i. Allgäu 

Missen-Wilhams 

Niedersonthofen 

Obermaiselstein 

Oberstaufen 

Oberstdorf 

Ofterschwang 

Ottacker 

Rauhenzell 


Rettenberg 

Schöllang 

Sonthofen 

Stein i. Allgäu 

Stiefenhofen 

Thalkirchdorf 

Tiefenbach b. Oberstdorf 

Unterjoch 

Untermaiselstein 

Vorderburg 

Wertach 


Landkreis Kempten (Allgäu) 


Memhölz 

Mittelberg 

Moosbach 

Petersthal 


Sulzberg 

Waltenhofen 

Weitnau 

Wengen 


Landkreis Füssen 


Hopferau 

Lechbruck 

Nesselwang 

Pfronten 

Rieden 

Roßhaupten 


Rückholz 

Schwangau 

Seeg 

Trauchgau 

Weißensee 

Zwieselberg 


Landkreis Garmisch-Partenkirchen 

Krün Unterammergau 

Mittenwald Wallgau 

Oberammergau Wamberg 


Landkreis Bad Tölz 
Jachenau Lenggries 

Landkreis Miesbach 

Rottach-Egern 
Schliersee 

Kreuth 


Bayrischzell 

Fischbachau 


Landkreis Bad Aibling 
Litzldorf 
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Landkreis Rosenheim 


Altenbeuern 

Höhenmoos 

Riedering 

Aschau i. Chiemgau 

Kiefersfelden 

Rohrdorf 

Brannenburg 

Lauterbach 

Roßholzen 

Degerndorf a. Inn 

Neubeuern 

Sachrang 

Flintsbach a. Inn 

Niederaudorf 

Söllhuben 

Frasdorf 

Nußdorf a. Inn 

Steinkirchen 

Grainbach 

Oberaudorf 

Törwang 

Großbrannenberg 

Raubling 

Umrathshausen 

Großholzhausen 

Reischenhart 

Wildenwart 


Bergen 

Landkreis Traunstein 

Marquartstein 

Staudach-Egerndach 

Eisenärzt 

Oberwössen 

Traunstein 

Grabenstätt 

Reit im Winkl 

Übersee 

Grassau 

Rottau 

Unterwössen 

Hammer 

Ruhpolding 

Vögling 

Holzhausen 

Schleching 


Inzell 

Siegsdorf 



Anger 

Landkreis Berchtesgaden 

Högl 

Piding 

Au 

Karlstein 

Ramsau b. Berchtesgaden 

Aufham 

Königssee 

Salzberg 

Bad Reichenhall 

Landschellenberg 

Scheffau 

Bayerisch Gmain 

Maria Gern 

Schneizlreuth 

Berchtesgaden 

Marktschellenberg 

Schönau 

Bischofswiesen 

Marzoll 

Weißbach a. d. Alpenstraße 

Ainring 

Landkreis Laufen 

Lauter 

Surheim 

Asten 

Leobendorf 

Taching a. See 

Freidling 

Neukirchen a. Teisenberg 

Teisendorf 

Freilassing 

Nirnharting 

Tengling 

Freutsmoos 

Oberteisendorf 

Tettenhausen 

Fridolfing 

Otting 

Tittmoning 

Gaden 

Palling 

Törring 

Heining 

Petting 

Trieb enbach 

Holzhausen b. Teisendorf 

Pietling 

Tyrlaching 

Kay 

Ringham 

Waging a. See 

Kirchanschöring 

Roßdorf 

Weildorf 

Kirchheim 

Rückstetten 

Wonneberg 

Lampolding 

Saaldorf 


Laufen 

Straß 




Landkreis Altötting 


Altötting 

Kastl 

Reischach 

Alzgern 

Kirchweidach 

Schützing 

Arbing 

Marktl 

Stammham 

Burghausen 

Marktlberg 

Teising 

Burgkirchen a. d. Alz 

Mehring 

Töging a. Inn 

Dorfen 

Neukirchen a. d. Alz 

Tüßling 

Emmerting 

Neuötting 

Unterburgkirchen 

Endlkirchen 

Nonnberg 

Unterkastl 

Erlbach 

Oberburgkirchen 

Unterneukirchen 

Feichten a. d. Alz 

Oberpleiskirchen 

Unterpleiskirchen 

Garching a. d. Alz 

Perach 

Wald a. d. Alz 

Gufflham 

Piesing 

Wald b. Winhöring 

Haiming 

Raitenhart 

Winhöring 

Halsbach 

Raitenhaslach 



Landkreis Mühldorf a. Inn 
Forsting 
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Asenham 

Eggstetten 

Ering 

Erlach 

Gangerbauer 

Gumpersdorf 

Julbach 

Kirchberg a. Inn 
Kirchdorf a. Inn 
Lengsham 
Münchham 


Aigen a. Inn 

Asbach 

Bayerbach 

Egglfing a. Inn 

Hartkirchen 

Hubreith 

Hütting 

Indling 

Karpfham 


Altenmarkt 

Bad Höhenstadt 

Büchlberg 

Donauwetzdorf 

Eglsee 

Eholfing 

Engertsham 

Fürstenzell 

Grubweg 

Hacklberg 


Breitenberg 

Ederlsdorf 

Eidenberg 

Gegenbach 

Germannsdorf 

Gollnerberg 

Gottsdorf 

Hauzenberg 

Jahrdorf 


Altreichenau 

Fürholz 

Gsenget 

Haidmühle 


Landkreis Pfarrkirchen 

Neukirchen b. Pfarrkirchen 

Obertürken 

Pfarrkirchen 

Postmünster 

Randling 

Reichenberg 

Reut 

Schildthurn 
Simbach a. Inn 
Stubenberg 
Tann 

Landkreis Griesbach i. Rottal 

Kirchham 

Kößlarn 

Kühnham 

Malching 

Mittich 

Oberschwärzenbach 

Pattenham 

Pöcking 

Poigham 

Landkreis Passau 


Hals 

Haselbach 
Heining 
Hutthurm 
Kellberg 
Neuburg a. Inn 
Neuhaus a. Inn 
Neukirchen a. Inn 
Oberdiendorf 
Passau 

Landkreis Wegscheid 

Kasberg 

Lammersdorf 

Meßnerschlag 

Möslberg 

Oberneureuth 

Obernzell 

Oberötzdorf 

Schaibing 

Schönberg 

Landkreis Wolfstein 

Heindlschlag 

Hintereben 

Jandelsbrunn 

Klafferstraß 


Taubenbach 

Triftern 

Ulbering 

Untergrasensee 

Voglarn 

Walburgskirchen 

Wiesing 

Wittibreut 

Zimmern 


Rotthalmünster 

Ruhstorf a. d. Rott 

Safferstetten 

Thanham 

Weihmörting 

Würding 


Raßberg 

Ruderting 

Salzweg 

Straßkirchen 

Sulzbach a. Inn 

Tiefenbach 

Thyrnau 

Vornbach 

Witzmannsberg 

Wotzdorf 


Sonnen 

Thalberg 

Thurnreuth 

Untergriesbach 

Wegscheid 

Wildenranna 

Windpassing 


Lackenhäuser 

Neureichenau 

Vorderfreundorf 
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österreichische Grenzgemeinden 


Altheim 

Aspach 

Braunau am Inn 

Burgkirchen 

Eggeisberg 

Fränking 

Geretsberg 

Gilgenberg am Weilhart 

Haigermoos 

Handenberg 


Antiesenhofen 

Aurolzmünster 

Eitzing 

Geinberg 

Gurten 

Kirchdorf am Inn 
Lambrechten 


Atzesberg 

Hörbich 

Hofkirchen im Mühlkreis 

Julbach 

Kläffer 

Kollerschlag 

Lembach im Mtihlkreis 


Andorf 

Brunnenthal 

Diersbach 

Eggerding 

Engelhartszell 

Esternberg 

Freinberg 

Kopfing im Innkreis 


Abtenau 

Adnet 

Annaberg im Lammertal 
Golling an der Salzach 
Hallein 


Anif 

Anthering 

Bergheim 

Berndorf bei Salzburg 

Dorfbeuern 

Elixhausen 

Eisbethen 

Eugendorf 

Göming 


LAND OBEROSTERREICH: 


Politischer Bezirk Braunau am Inn: 


Hochburg-Ach 

Mauerkirchen 

Mining 

Moosbach 

Moosdorf 

Neukirchen an der Enknach 
Ostermiething 
Polling im Innkreis 
Roßbach 

Schwand im Innkreis 


St, Georgen am Fillmannsbach 

St. Pantaleon 

St. Peter am Hart 

St. Radegund 

St. Veit im Innkreis 

Tarsdorf 

Treubach 

Ueberackern 

Weng im Innkreis 


Politischer Bezirk Ried im Innkreis: 


St. Georgen bei Obernberg am Inn 

St. Martin im Innkreis 

Utzenaich 

Mör schwang 

Mühlheim am Inn 

Obernberg am Inn 

Ort im Innkreis 


Reichersberg 
Ried im Innkreis 
Senftenbach 
Weilbach 
Wippenham 


Politischer Bezirk Rohrbach: 


Nebelberg 

Niederkappel 

Oberkappel 

Oepping 

Peilstein im Mühlviertel 
Pfarrkirchen im Miihlkreis 
Putzleinsdorf 


Rannastift 

Rohrbach in Oberösterreich 

Sarieinsbach 

Schlägel 

Schwarzenberg im Mühlkreis 
Ulrichsberg 


Politischer Bezirk Schärding: 


Mayrhof 

Münzkirchen 

Rainbach im Innkreis 

Schardenberg 

Schärding 

St. Aegidi 

St. Florian am Inn 

St. Marienkirchen bei Schärdin 


St. Roman 
Suben 

Taufkirchen an der Pram 
Vichtenstein 
Waldkirchen am Wesen 
Wernstein 


LAND SALZBURG: 

Landeshauptstadt Salzburg 
Politischer Bezirk Hallein: 

Scheffau an der Lämmer 
St. Koloman 
Vigaun 


Krispl 

Kuchl 

Oberalm 

Puch bei Hallern 

Rußbach am Paß Gschütt 


Politischer Bezirk Salzburg-Umgebung: 


Grödig 

Großgmain 

Hallwang 

Koppl 

Lamprechtshausen 

Mattsee 

Nußdorf am Haunsberg 
Oberndorf bei Salzburg 
Obertrum 


Plainfeld 

Schleedorf 

Seeham 

Seekirchen-Land 

Seekirchen-Markt 

St. Georgen bei Salzburg 

Wals-Siezenheim 
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Bischofshofen 
Goldegg im Pongau 
Iliiltau 

Mühlbach am Hochkönig 


Alm 

Dienten am Hochkönig 

Leogang 

Lofer 


Politischer Bezirk St. Johann imPongau: 


Pfarrwerfen 
St. Johann im Pongau 
St. Veit im Pongau 
Schwarzach im Pongau 


Wagram 

Werfen 

Werfenweng 


Politischer Bezirk Zell am See: 


Maishofen 

Saalbach 

Saalfelden am Steinernen Meer 
St. Martin bei Lofer 


Unken 
Viehhofen 
Weißbach bei Lofer 
Zell am See 


LAND TIROL: 

Landeshauptstadt Innsbruck 

Politischer Bezirk Imst: 

Imst Nassereith 

Mieming Obsteig 

Mötz 


Absam 

Baumkirchen 

Fritzens 

Gnadenwald 

Leutasch 

Mils bei Solbad Hall 
Oberhofen in Tirol 


Brixen im Thale 

Fieberbrunn 

Going 

Ilopfgarten in Nordtirol 
Itter 

Kirchberg in Tirol 


Angath 
Brandenberg 
Breitenbach am Inn 
Brixlegg 

Buchberg am Kaiser 

Ebbs 

Ellmau 

Erl 

Häring 

Kirchbichl 


Politischer Bezirk Innsbruck-Land: 


Pettnau 

Reith bei Seefeld 
Rum 

Scharnitz 
Seefeld in Tirol 
Solbad Hall in Tirol 
Telfs 


Thaur 

Volders 

Wattens 

Wildermieming 

Zirl 


Politischer Bezirk Kitzbühel: 


Kirchdorf in Tirol 

Kitzbühel 

Kössen 

Oberndorf in Tirol 
Reith bei Kitzbühel 
Schwendt 


St. Jakob am Pillersee 
St. Johann in Tirol 
St. Ulrich am Pillersee 
Waidring 
Westendorf 


Politischer Bezirk Kufstein: 


Kramsach 

Kufstein 

Kundl 

Langkampfen 

Mariastein 

Münster 

Niederndorf 

Niederndorferberg 

Radfeld 

Rattenberg 


Rettenschöß 

Scheffau am Wilden Kaiser 

Schwoich 

Söll 

Thiersee 

Unterangerberg 

Walchsee 

Wörgl 


Politischer Bezirk Landeck: 

Landeck 
Pettneu 


St. Anton am Arlberg 
Zams 


Politischer Bezirk Reutte: 


Bach 

Heiterwang 

Pinswang 

Biberwier 

Hinterhornbach 

Reutte 

Bichlbadi 

Höfen 

Schattwald 

Breitenwang 

Holzgau 

Stanz ach 

Ehenbichl 

Jungholz 

Steeg 

Ehrwald 

Kaisers 

Tannheim 

Elbigenalp 

Lechaschau 

Vils 

Eimen 

Lermoos 

Vorderhornbach 

Forchach 

Musau 

Wängle 

Grän 

Nesselwängle 

Weißenbach im Lechtal 

Häselgehr 

Pflach 

Zöblen 
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Achenkirch 

Buch bei Jenbach 

Eben 

Jenbach 

Pili 


Politischer Bezirk Schwaz: 

Schwaz 

Stanz 

Steinberg am Rofan 
Straß bei Jenbach 
Terfens 


Vomp 

Weer 

Wiesing 


LAND VORARLBERG: 
Politischer Bezirk Bludenz: 
Bludenz Lech 


Politischer Bezirk Bregenz: 


Alberschwende 

Hard 


Mittelberg 

Andelsbuch 

Hittisau 


Möggers 

Au 

Höchst 


Reuthe 

Bezau 

Hörbranz 


Riefensberg 

Bildstein 

Hohenweiler 


Sehne p fau 

Bizau 

Kennelbach 


Schoppernau 

Bregenz 

Krumbach 


Schröcken 

Buch 

Langen 


Schwarzach 

Doren 

Langenegg 


Schwarzenberg 

Egg 

Lauterach 


Sibratsgfäll 

Eichenberg 

Lingenau 


Sulzberg 

Fussach 

Lochau 


Warth 

Gaißau 

Mellau 


Wolfurt 


Politischer Bezirk 

Feldkirch: 



Dornbirn 

Lustenau 
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Denkschrift 


Zu Artikel 1 

Mit den Nummern l r 2 und 5 werden die im Zusam- 
menhang mit dem Grenzgebiet und den darin ge- 
legenen Gemeinden vereinbarten Regelungen des 
Abkommens den entsprechenden Regelungen des zu 
einem späteren Zeitpunkt geschlossenen deutsch- 
österreichischen Abkommens über Fürsorge und 
Jugendwohlfahrtspflege angepaßt. 

Die Nummern 3, 4 und 7 ersetzen die bisherigen Re- 
gelungen des Abkommens über die Krankenver- 
sicherung der Rentner, indem sie diesen besonderen 
„Zweig“ der Krankenversicherung in die allgemeine 
Regelung über die Krankenversicherung einbe- 
ziehen. 

Der in Nummer 4 enthaltene neue Artikel 17 ist eine 
notwendige Aufhebung der Gebietsbezogenheit der 
Vorschriften über die Versichcrungspflicht in der 
Krankenversicherung der Rentner. 


Mit Nummer 6 wird sichergestellt, daß die deutschen 
Urlauber ohne Beteiligung an den Kosten bei Er- 
krankung in Österreich wie Versicherte österreichi- 
scher gesetzlicher Krankenkassen ärztlich behandelt 
werden. 

Mit Nummer 8 wird der früheste Beginn der nach 
dem Abkommen zu zahlenden Renten auf den 1. Ja- 
nuar 1967 festgelegt. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift schließt eine Besserstellung der 
Staatsangehörigen von Drittstaaten gegenüber den 
Staatsangehörigen der beiden vertragsschließenden 
Staaten bei Anwendung der Ziffer 19 des Schluß- 
protokolls zum Abkommen aus. 

Die Artikel 3 und 4 enthalten die üblichen Schluß- 
bestimmungen. 
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Zusatzvereinbarung 

zu der Vereinbarung vom 22. Dezember 1966 
zur Durchführung des Abkommens 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Soziale Sicherheit 


Auf Grund des Artikels 42 Absatz 1 des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über Soziale Sicherheit vom 22. Dezem- 
ber 1966 — im folgenden als Abkommen bezeichnet — 
haben die zuständigen Behörden, und zwar 

für die Bundesrepublik Deutschland: 

der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
vertreten durch Herrn Ministerialdirektor Prof. Dr. 
Kurt Jantz, 

für die Republik Österreich: 

der Bundesininister für soziale Verwaltung, 
vertreten durch Herrn Ministerialrat Dr. Franz Haus- 
ner, 

der Bundesminister für Finanzen, 

vertreten durch Herrn Sektionsrat Dr, Leopold 
Wohlmann, 

zur Änderung der am 22. Dezember 1966 geschlossenen 
Vereinbarung zur Durchführung des am selben Tage ge- 
schlossenen Abkommens über Soziale Sicherheit — im 
folgenden Durchführungsvereinbarung genannt — folgen- 
des vereinbart: 


Artikel 1 

1. Artikel 4 der Durchführungsvereinbarung erhält fol- 
gende Fassung: 

„Artikel 4 

In den Fällen der Artikel 12 und 13 des Abkommens 
stellt der zuständige Träger auf Verlangen eine Be- 
scheinigung über die Versicherungszeiten oder die 
Zeiten des Bezuges einer Leistung aus, die nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt wur- 
den." 

2. Artikel 6 der Durchführungsvereinbarung entfällt. 

Artikel 2 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem 
Bundesminister für soziale Verwaltung der Republik 
Österreich innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttre- 
ten der Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung ab- 
gibt. 

Artikel 3 

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit der Durchfüh- 
rungsvereinbarung in Kraft, sobald die Vertragschließen- 
den einander mitgeteilt haben, daß die nach innerstaat- 
lichem Recht erforderlichen Voraussetzungen vorliegen. 


GESCHEHEN zu Wien am 10. April 1969 in zwei Ur- 
schriften. 


Für den 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: 
Dr, Jantz 


Für den 

Bundesminister für soziale Verwaltung: 
Dr. Hausner 


Für den 

Bundesminister für Finanzen: 
Dr. Wohlmann 
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Denkschrift zur Zusatzvereinbarung 

Artikel 1 ergibt sich aus der Änderung der Rege- 
lung über die Krankenversicherung der Rentner 
durch das Zusatzabkommen vom 10. April 1969. 

Die Artikel 2 und 3 enthalten die üblichen Schluß- 
bestimmungen. 


Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 5 

Folgender Satz 2 ist anzufiigen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten überleitungsgesotzes vom 4. Januar 1952 
(ßundesgesetzbl. I S. 1)." 

B e g rün du ng 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf die Rechts- 
verordnungsermächtigung in Artikel 3. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu dem Vorschlag des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Der Gegenäußerung des Bundesrates vom 9. Mai 
1969 wird zugestimmt. 
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